
Januar 2013 

AK Positionspapier

Jahreswachstumsbericht 2013

www.akeuropa.eu 



www.akeuropa.eu Jahreswachstumsbericht 2013 2

Die Bundesarbeitskammer ist die 
gesetzliche Interessenvertretung von 
rund 3,2 Millionen ArbeitnehmerIn-
nen und KonsumentInnen in Österre-
ich. Sie vertritt ihre Mitglieder in allen 
sozial-, bildungs-, wirtschafts und 
verbraucherpolitischen Angelegen-
heiten auf nationaler als auch auf der 
Brüsseler EU-Ebene. Darüber hinaus 
ist die Bundesarbeitskammer Teil der 
österreichischen Sozialpartnerschaft.

Das AK EUROPA Büro in Brüssel 
wurde 1991 errichtet, um die Inter-
essen aller Mitglieder der Bunde-
sarbeitskammer gegenüber den 
Europäischen Institutionen vor Ort 
einzubringen. 

Zur Organisation und Aufgabe der 
Bundesarbeitskammer in Österreich 

Die Bundesarbeitskammer Österreichs 
bildet die Dachorganisation von neun 
Arbeiterkammern auf Bundesländer-
ebene, die gemeinsam den gesetzli-
chen Auftrag haben, die Interessen 
ihrer Mitglieder zu vertreten. 

Herbert Tumpel
Präsident

Im Rahmen ihrer Aufgaben bera-ten 
die Arbeiterkammern ihre Mitglieder 
unter anderem in Fragen des Arbe-
itsrechts, des Konsumentenschutzes, in 
Sozial- und Bildungsangelegenheiten. 
Mehr als drei Viertel der rund 2 Mil-
lionen Beratungen jährlich betreffen 
arbeits-, sozial- und insolvenzrechtli-
che Fragestellungen. Darüber hinaus 
nimmt die Bundesarbeitskammer im 
Rahmen von legislativen Begutach-
tungsverfahren die Aufgabe wahr, die 
Positionen der ArbeitnehmerInnen und 
der KonsumentInnen gegenüber dem 
Gesetzgeber in Österreich als auch auf  
EU-Ebene einzubringen. 

Alle österreichischen ArbeitnehmerIn-
nen sind per Gesetz Mitglied der Ar-
beiterkammern. Die Mitgliedsbeiträge 
sind gesetzlich geregelt und betragen 
0,5 Prozent des Bruttoeinkommens 
(maximal bis zur Höchstbemessungs-
grundlage in der Sozialversicherung). 
560.000 (ua Arbeitslose, Eltern in 
Karenz, Präsenz- und Zivildiener) der 
rund 3 Millionen Mitglieder sind von 
der Zahlung des Mitgliedsbeitrages 
befreit, haben aber Anspruch auf das 
volle AK-Leistungsangebot!

Werner Muhm
Direktor

Wir über uns
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Am 28. November 2012 präsentierte die 
Europäische Kommission den Jahres-
wachstumsbericht 2013, der den dritten 
Koordinierungszyklus des Europäischen 
Semesters einleitet. In diesem Zusam-
menhang wird dem Frühjahrsgipfel des 
Europäischen Rates im März 2013 be-
sondere Bedeutung zukommen, geht 
es hier doch auf der Basis des Berichts 
um die Beschlussfassung der politi-
schen Leitlinien für die Mitgliedstaaten 
hinsichtlich Haushaltskonsolidierung, 
Strukturreformen und Wachstumsför-
derung.

Die österreichische Bundesarbeitskam-
mer (BAK) möchte im Folgenden zur 
Gesamtausrichtung und den Empfeh-
lungen des Berichts ausführlich Stellung 
beziehen.

Insgesamt stellt der Jahreswachstums-
bericht der Kommission aus unserer 
Sicht keine geeignete Grundlage dar, 
um den massiven wirtschaftlichen und 
sozialen Problemen in der Europä-
ischen Union auch nur ansatzweise 
gerecht zu werden. Vielmehr könnten 
die bestehenden Probleme durch zen-
trale Empfehlungen des Berichts ver-
schärft werden, insbesondere durch 
die Fortsetzung des als „notwendigen 
Reformprozess“ bezeichneten geschei-
terten austeritätspolitischen Kurses, 
der das Wachstumspotenzial in der EU 
drosselt und die Arbeitslosigkeit dra-
stisch erhöht. Generell scheint kaum bis 
kein Zusammenhang zwischen wirt-

schaftspolitischem Handeln und wirt-
schaftlicher Entwicklung gezogen zu 
werden. Die schwache Wirtschaftsent-
wicklung wird als Folge einer überge-
ordneten Krise begriffen, obwohl selbst 
der Troika-Partner IWF die restriktive 
Wirkung der Kürzungspolitik in vielen 
EU-Mitgliedstaaten anerkennt. Darüber 
hinaus sind die Vorschläge hinsichtlich 
einer Flexibilisierung des Beschäfti-
gungsschutzes und der Lohnbildung 
ein Angriff auf ArbeitnehmerInnen-
rechte und stehen damit in deutlichem 
Widerspruch zur Notwendigkeit des 
Ausbaus der sozialen Dimension der 
europäischen Integration.

Executive Summary
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Die Position der AK im Einzelnen
Grundsätzliche Anmerkungen zur 
wirtschafts- und finanzpolitischen 
Ausrichtung des Jahreswachs-
tumsberichts 2013

Es ist zu befürchten, dass sich die so-
ziale Krise in Europa angesichts des 
neuerlichen Rückgangs der Wirtschafts-
leistung in einigen Mitgliedstaaten und 
des fortgesetzten Sparkurses auch 2013 
weiter zuspitzen wird. Über 26 Millionen 
Menschen sind bereits derzeit in der 
EU arbeitslos. Die Arbeitslosenquote 
könnte 2013 in der Eurozone auf einen 
Rekordwert von 12% klettern. Über 44% 
der Arbeitslosen sind derzeit langzeit-
arbeitslos. Die katastrophale Auswir-
kung der harten Austeritätspolitik wird 
deutlich, wenn die Kommission in ihrem 
Entwurf des Gemeinsamen Beschäfti-
gungsberichts feststellt, dass die Lang-
zeitarbeitslosigkeit besonders in jenen 
Mitgliedstaaten „alarmierend hoch“ ist, 
„in denen eine straffe Haushaltskonso-
lidierung durchgeführt wird“1.

Besonders stark von der Krise betrof-
fen sind junge Menschen, unter denen 
bereits mehr als jeder fünfte in der EU 
arbeitslos ist. In Spanien und Griechen-
land ist die Jugendarbeitslosenquote 
längst über die 50%-Marke gestiegen. 
Die Gefahr einer „verlorenen Genera-
tion“ und die steigende Zahl von Armut 
und sozialer Ausgrenzung bedrohter 
Menschen in zahlreichen Mitgliedstaa-
ten verdeutlichen die Notwendigkeit ei-
nes entschiedenen Kurswechsels, um 

1  KOM(2012) 750 final, Entwurf 
des Gemeinsamen Beschäftigungsbe-
richts, S. 2. 

die gegenwärtige Krise zu überwinden 
und die Grundlagen für nachhaltiges 
Wachstum, ein hohes Niveau hoch-
wertiger Beschäftigung und soziale Si-
cherheit in Europa zu schaffen. Obwohl 
die Kommission die katastrophale wirt-
schaftliche und soziale Lage -  gerade 
auch im Hinblick auf die Beschäftigung 
- in der EU ungeschönt darstellt, stellen 
wir mit Verwunderung und Besorgnis 
fest, dass sie nichtsdestotrotz keine 
Abkehr vom gescheiterten neoliberalen 
wirtschaftspolitischen Kurs vollzieht.

Aus Sicht der BAK verschlimmert die 
gegenwärtige Krisenbewältigungsstra-
tegie der Kommission die wirtschaftli-
chen und sozialen Probleme in der EU, 
anstatt sie zu lösen. Der harte austeri-
tätspolitische Kurs, der gegenüber den 
Mitgliedstaaten, die finanzielle Hilfe er-
halten, sowie im Rahmen des verschärf-
ten Regelwerks der wirtschaftspoliti-
schen Steuerung durchgesetzt wird, 
reduziert die Binnennachfrage, er-
stickt das Potenzial für Wachstum und 
Beschäftigung und führt zudem auch 
zu einem Verfehlen der Haushaltsziele. 
So setzen die großen und raschen Kon-
solidierungsprogramme, mit denen auf 
die steigenden Budgetdefizite reagiert 
wird, einen Teufelskreis in Gang, indem 
sie die Wirtschaftsleistung drosseln und 
die Arbeitslosigkeit erhöhen und damit 
wiederum die effektive Haushaltskon-
solidierung markant schwächen.

Besonders besorgniserregend ist, dass 
den Politikempfehlungen der Kommissi-
on Annahmen zugrunde liegen, die die 
negativen Folgen der Austeritätspolitik 
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unterschätzen. Zwar gesteht die Kom-
mission kurzfristig negative Folgen der 
Haushaltskürzung unter bestimmten 
Bedingungen ein, hält diese aber mit-
tel- bis langfristig für alternativlos bzw 
wenig relevant. Dabei haben auch die 
als „kurzfristig“ bezeichneten negativen 
Effekte für Millionen EuropäerInnen 
nachhaltige Folgen wie Arbeitslosigkeit, 
Kürzungen der Löhne und Gehälter, Ein-
bußen bei den Pensionen oder höhere 
bis nicht mehr leistbare Ausgaben für 
Wohnen, Energie, Bildung und Gesund-
heit.

Die Erreichung der Kernziele der Eur-
opa 2020-Strategie, ua zur Erhöhung 
der Erwerbstätigkeit und der Reduktion 
von Armut und sozialer Ausgrenzung 
bedrohter Menschen, rückt indes in 
weite Ferne. Während die Kommissi-
on im Jahreswachstumsbericht in Be-
zug auf die Europa 2020-Ziele lapidar 
feststellt, dass „[g]anz Europa […] hin-
ter den Vorgaben zurück[bleibt]“, steht 
eine Analyse der Ursachen dafür noch 
aus. Dass die von der Kommission pro-
pagierte fehlgeleitete Spar- und Kür-
zungspolitik wesentlich zum Verfehlen 
der Ziele beiträgt, ist jedoch kaum mehr 
zu leugnen.

Ein neues europäisches Wachs-
tums- und Verteilungsmodell

Im Folgenden stellen wir jene Prioritäten 
dar, die aus unserer Sicht 2013 in der EU 
im Mittelpunkt stehen sollten. Dazu zäh-
len Maßnahmen, die darauf abzielen, 
aus der gegenwärtigen Krise heraus-
zufinden, sowie die Grundlagen für ein 
neues europäisches Wachstums- und 
Verteilungsmodell zu schaffen. Wesent-
liche Leitlinien für eine solche Strategie 
enthält beispielsweise auch der „un-

abhängige Jahreswachstumsbericht“2 
(IAGS) der drei Wirtschaftsforschungsin-
stitute OFCE, ECLM und IMK.

1. Um aus der Krise herauszufinden, 
sollte mit einer Beschäftigungs- 
und Investitionsoffensive in eine 
nachhaltige soziale und ökolo-
gische Infrastruktur eine wichtige 
Wachstumsquelle genutzt werden, 
wie etwa der Deutsche Gewerk-
schaftsbund in seinem „Marshall-
plan für Europa“3 gefordert hat. 
So können Investitionen in den 
sozialen Wohnbau oder eine Er-
höhung der Energieeffizienz nicht 
nur kurzfristig Impulse bringen, 
sondern auch langfristigen Zusatz-
nutzen stiften. Ein gut ausgebauter 
sozialer Wohnbau ist der beste 
Garant zur Vermeidung weiterer 
Immobilienblasen. Die Reduktion 
fossiler Energieträger durch ther-
mische Gebäudesanierung sowie 
Investitionen in die alternative En-
ergieerzeugung können nicht nur 
Beschäftigungs- und Wachstum-
simpulse setzen, sondern auch 
zum Abbau von – gerade in den 
südlichen Mitgliedstaaten beson-
ders hohen – Handelsbilanzdefi-
ziten im Energiebereich beitragen. 
Zudem könnten damit langfristig 
ausgabenerhöhende Umwelt-
schäden eingedämmt werden. 
 
Durch ein qualitativ hochwertiges 
Angebot an sozialen Dienstlei-
stungen, insbesondere Kinderbe-
treuungs- und Pflegeeinrichtungen, 

2  OFCE/ECLM/IMK: independent 
Annual Growth Survey. First Report, 
iAGS 2013, November 2012. 
3 h t t p : / / w w w . d g b . d e /
themen/++co++64e1dc32-4081-11e2-
9bfe-00188b4dc422 
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lässt sich veranschaulichen, dass 
der hohe Anspruch einer intelligen-
ten, nachhaltigen und integrativen 
Wachstumsstrategie mit der richti-
gen Prioritätensetzung möglich ist. 
Das zeigen europäische Vorzeige-
länder wie Dänemark oder Schwe-
den, die eine hohe Versorgungs-
dichte und -qualität an sozialer 
Infrastruktur aufweisen und damit 
nicht nur hohe Frauenbeschäfti-
gungs- und niedrige Armutsquoten 
erzielen, sondern auch zu den Län-
dern gehören, die die Wirtschafts-
krise vergleichsweise erfolgreich 
bekämpfen konnten. Darüber 
hinaus können Investitionen in die 
soziale Infrastruktur mittelfristig die 
öffentlichen Haushalte sogar ent-
lasten.4 Einerseits fließen Abgaben 
aus der zusätzlichen Beschäftigung 
zurück, andererseits können durch 
eine höhere Beschäftigungsquote 
Einsparungen insbesondere in der 
Arbeitslosen- und Pensionsversi-
cherung erreicht werden.

2. Eine Stärkung der Binnennach-
frage muss in den Mittelpunkt 
rücken. Dies sollte in erster Linie 
durch eine produktivitätsorientier-
te Lohnpolitik und eine adäquate 
Fiskalpolitik erreicht werden. Zu-
dem muss der Sozialstaat ausge-
baut werden, dessen Leistungen 
für die Stabilisierung der Mas-
sennachfrage unabdingbar sind.  
 
Der notwendige Abbau der Lei-
stungsbilanzungleichgewichte in-
nerhalb der Eurozone muss symme-
trisch erfolgen. Das bedeutet, dass 
Leistungsbilanzüberschüsse und  
-defizite gleich behandelt werden 

4  http://www.arbeiterkammer.
at/bilder/d128/Sozialstaat.pdf.  

müssen. Exportüberschüsse, die in 
wirtschaftlich stärkeren Regionen 
wegen zurückbleibender Importe 
aufgrund schwacher Nachfrage-
entwicklung bzw eines höheren 
Produktivitätswachstums entste-
hen, müssen zukünftig zugunsten 
von Reallohnsteigerungen für die 
große Mehrheit der Bevölkerung 
dieser Länder und Investitionen in 
die Realwirtschaft verwendet wer-
den. Länder mit Leistungsbilanz-
defiziten benötigen Investitionen 
in Bildung, alternative Energien zur 
Reduktion der Öl- und Gasimporte 
und Entwicklung der Produktivkräf-
te, um ihre wirtschaftliche Lage zu 
verbessern. 

3. Die Haushaltskonsolidierung soll-
te zeitlich gestreckt werden, damit 
das Potenzial für Wachstum und 
Beschäftigung nicht untergraben 
wird. Wie der IAGS zeigt, könn-
te allein für 2013 ein Handlungs-
spielraum von etwa 85 Mrd Euro 
geschaffen werden, wenn die der-
zeit geplanten überzogenen Kon-
solidierungsmaßnahmen in Höhe 
von rund 130 Mrd Euro (1,3% des 
BIP) im gesamten Euroraum auf 
die Minimalanforderung gemäß 
den europäischen fiskalpolitischen 
Vorgaben von 0,5% des BIP redu-
ziert würden. Würde man auch in 
den Folgejahren die überzogene 
Sparpolitik auf das lediglich not-
wendige Ausmaß gemäß euro-
päischer vertraglicher Verpflich-
tungen beschränken, so könnte 
dem IAGS zufolge das Durch-
schnittswachstum in der Eurozo-
ne zwischen 2013 und 2017 um 
0,7% pro Jahr gesteigert werden.  
 

www.akeuropa.eu
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Die Haushaltskonsolidierung ist 
realistisch mittelfristig auszurich-
ten und möglichst wachstums- 
und beschäftigungsfreundlich 
zu gestalten. Lediglich in kleinen, 
wenig nachfrage- und beschäfti-
gungswirksamen Ausgabenberei-
chen ist es sinnvoll, trotz Rezession 
Einsparungen durchzuführen, wie 
beispielsweise bei importierten Mi-
litärgütern. Statt einer einseitigen 
Konzentration auf Ausgabenkür-
zungen sind vor allem Schritte hin 
zu einer koordinierten Anhebung 
von Spitzensteuersätzen sowie 
vermögens- und kapitalbezoge-
ner Steuern zu setzen. Kurzfristig 
können Steuererhöhungen, die 
sich auf den wohlhabenden Teil 
der Bevölkerung konzentrieren, 
Defizitverbesserungen ohne rele-
vanten Nachfrage- und Beschäf-
tigungsverlust bringen. Zugleich 
müssen koordinierte und konse-
quente Schritte zur Bekämpfung 
von Steuerhinterziehung sowie der 
Austrocknung von „Steueroasen“, 
sowohl innerhalb der Europäischen 
Union als auch international, ge-
setzt werden.

4. Mittels eines Sozialpaktes für Eu-
ropa5 soll sichergestellt werden, 
dass die europäische Integration 
sozialen Fortschritt bewirkt. So-
ziale Mindeststandards, die ein 
hohes Niveau sozialen Schutzes 
garantieren, sind in der EU für alle 
ArbeitnehmerInnen verbindlich 
zu etablieren. Handlungsbedarf 

5  Siehe etwa: European Trade 
Union Confederation: A Social Compact 
for Europe, http://www.etuc.org/IMG/
pdf/EN-A-social-compact-for-Europe.pdf.

besteht insbesondere beim allge-
meinen Kündigungsschutz, beim 
Versetzungsschutz, beim Schutz 
der ArbeitnehmerInnen vor unfai-
ren Vertragsklauseln und bei der 
Entgeltfortzahlung bei Krankheit 
und sonstigen wichtigen Dienst-
verhinderungsgründen. Auch im 
Bereich der Sozialleistungen soll-
ten europäische Mindeststandards 
geschaffen werden, wie etwa eine 
Mindestnettoersatzrate in der Ar-
beitslosenversicherung. Weiters ist 
eine Ausbildungs- und Beschäf-
tigungsgarantie für Jugendliche 
und die Sicherung eines flächen-
deckenden, diskriminierungsfrei-
en und erschwinglichen Zugangs 
zu öffentlichen Dienstleistungen 
von hoher Qualität erforderlich. 
 
Darüber hinaus sollen Lohnunter-
grenzen in allen Mitgliedstaaten 
geschaffen werden – vorrangig 
über den Ausbau von allgemein 
gültigen Kollektivvertragssyste-
men. Nur in Ländern, in denen 
diese Variante schwer realisierbar 
ist und die jeweiligen Gewerk-
schaften dies fordern, sind Min-
destlöhne gesetzlich festzulegen. 
 
Sozialen Grundrechten, ein-
schließlich Gewerkschaftsrechten, 
muss Vorrang vor wirtschaftlichen 
Freiheiten zukommen. Zudem 
müssen effektive Maßnahmen zur 
Verbesserung der Qualität von Ar-
beitsplätzen und zur Bekämpfung 
prekärer Beschäftigungsverhältnis-
se gesetzt werden. Das Prinzip von 
gleichem Lohn und gleichen Rech-
ten für gleichwertige Arbeit am 
gleichen Ort muss gesichert wer-
den. Insbesondere müssen effek-

www.akeuropa.eu
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tive Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Lohn- und Sozialdumping 
bei der grenzüberschreitenden 
Entsendung von ArbeitnehmerIn-
nen gesetzt werden. Diese Maß-
nahmen sollten mit einer aktiven 
Arbeitsmarktpolitik einhergehen, 
die Initiativen besonders zur Un-
terstützung von Menschen enthält, 
die nur beschränkten oder gar 
keinen Zugang zum Arbeitsmarkt 
haben. Darüber hinaus sind wirk-
same Maßnahmen zur Senkung 
der Lohnunterschiede zwischen 
Männern und Frauen erforderlich.

5. Aufgrund der Finanzierungspro-
bleme einiger Eurozonen-Mitglied-
staaten muss eine Reduktion der 
Realzinsen für diese Länder sowohl 
für den öffentlichen wie auch für 
den privaten Sektor bewirkt wer-
den. Die derzeitige partielle Be-
schränkung der Zinsbelastung 
durch den ESM sowie indirekt der 
EZB bleibt unzureichend, insbeson-
dere weil die Zugangsbedingung 
eine verschärfte Austeritätspolitik 
ist, die erst recht Beschäftigung und 
Wachstum kostet und zu sozialen 
Härten führt. Auch wenn Auflagen 
für jene Länder, die im weiteren 
Sinne Unterstützung über ein soli-
darisches Instrument erhalten, un-
erlässlich sind, so müssen sie sinn-
voll und gesamtgesellschaftlich fair 
gestaltet sein.

6. Die Finanzkrise hat gezeigt, welche 
Gefahren von einem aufgeblähten 
Finanzsektor für das Wirtschafts-
wachstum ausgehen können. Um 
neuerliche Finanzmarktblasen zu 

verhindern, sind entschiedene 
Schritte zu einer wirksamen und 
umfassenden Regulierung der 
Finanzmärkte erforderlich. Neben 
Maßnahmen zur Gewährleistung 
eines soliden Bankensektors ist 
es notwendig, den Handel mit Fi-
nanzprodukten abseits umfassend 
regulierter Handelsplätze zu unter-
binden und das Schattenbankwe-
sen zu regulieren. Zudem muss die 
Finanztransaktionssteuer rasch im 
Rahmen der verstärkten Zusam-
menarbeit umgesetzt werden. 

Spezifische Anmerkungen zu 
einzelnen Prioritäten im Jahres-
wachstumsbericht 2013

1) Haushaltskonsolidierung

Prinzipiell ist einer realistisch angeleg-
ten, differenzierten, wachstums- und 
beschäftigungsfreundlichen mittelfri-
stigen Haushaltskonsolidierung zuzu-
stimmen, sofern es sich tatsächlich um 
eine solche handelt. Dies würde aus 
unserer Sicht beispielsweise bedeuten, 
dass sich die Mitgliedstaaten mit hoher 
Wirtschaftskraft als Wachstumsmotoren 
betätigen und den von der Finanz- und 
Wirtschaftskrise hart getroffenen Mit-
gliedstaaten ermöglichen, an den posi-
tiven Spill-Overs zu partizipieren.

So hat die kurzfristig orientierte harte 
Austeritätspolitik in den Ländern, die 
Hilfe aus den Rettungsfonds erhalten, 
verheerende Auswirkungen. Jüngste 
Forschungsergebnisse des IWF zei-
gen außerdem, dass der sogenannte 
Fiskalmultiplikatoreffekt, also die ge-
schätzte Reduktion der Wirtschafts-

www.akeuropa.eu
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leistung als Reaktion auf Sparmaß-
nahmen oder Steuererhöhungen, seit 
Beginn der Krise massiv unterschätzt 
wurde. So kam es zur ständigen Revi-
sion der Konjunkturprognosen, welche 
ja die Basis wirtschaftlicher und finan-
zieller Planung bilden, nach unten, mit 
der Folge, dass die Konsolidierung des 
Staatshaushaltes in Ländern wie Grie-
chenland oder Spanien va aufgrund 
der dadurch wiederum ausgelösten 
Steuerausfälle bisher kaum gelang. 
Konkret wurde bisher angenommen, 
dass die Fiskalmultiplikatoren bei 0,4 
bis 1,2 liegen, sprich eine Mrd Euro 
an Einsparungen zu einer um 0,4 bis 
maximal 1,2 Mrd Euro schwächeren 
Wirtschaftsleistung führen. Die aktuali-
sierten Berechnungen ergeben jedoch 
Werte von 0,9 bis 1,7. Zudem unter-
schätzte man auch die negativen Aus-
wirkungen auf die Arbeitslosenraten. 
Der Jahreswachstumsbericht plädiert 
jedoch für eine Fortsetzung dieser Poli-
tik: „Diejenigen Mitgliedstaaten, die ihre 
Schulden am Markt nicht mehr refinan-
zieren können, benötigen eine rasche 
Haushaltsanpassung, um das Vertrau-
en der Anleger so bald wie möglich 
zurückzugewinnen“6. Abermals soll 
also die „Vertrauensfee“ Europa retten 
– ein polemischer Ausdruck, den der 
Nobelpreisträger Paul Krugman bereits 
im Vorjahr mit seiner Kritik an der vor-
herrschenden Politik prägte.

Den von der Kommission genannten 
prioritären Investitionen in Bildung, 
Forschung, Innovationen und Energie 
sowie für aktive Arbeitsmarktpolitik ist 
zuzustimmen. Zusätzlich spricht sich 
die BAK auch für einen Ausbau der 

6  KOM(2012) 750 final, Mittei-
lung der Kommission: Jahreswachs-
tumsbericht 2013, S. 5. 

Investitionen in die sozialstaatliche 
produktive Infrastruktur (von der Kin-
derbetreuung bis zur Pflege) aus, wel-
che einen substanziellen Beitrag zur Er-
reichung der Europa 2020-Ziele leisten 
können. Es ist jedoch zu kritisieren, dass 
die Kommission diese Prioritäten ledig-
lich aus dem Blickwinkel der Haushalts-
konsolidierung behandelt. Die Kommis-
sion ist stattdessen aufgefordert, ihre 
eigenen Prioritäten ernst zu nehmen 
und radikale Kürzungen zu kritisieren, 
anstatt mittels „Vogel-Strauß-Politik“ 
beispielsweise hinzunehmen, dass die 
öffentlichen Investitionen in der Eurozo-
ne gemäß ihrer eigenen Prognose 2013 
nominell nur mehr 85% des Vorkrisen-
niveaus erreichen werden.

Der Ansatz der Kommission, das Ren-
tenalter an die Lebenserwartung zu 
knüpfen, wird von uns – wie jede an-
dere Form eines Automatismus zur 
Begrenzung oder Einschränkung von 
Pensionsleistungen – entschieden ab-
gelehnt. Das durchschnittliche faktische 
Pensionseintrittsalter liegt in Österreich 
um etliche Jahre niedriger als das ge-
setzliche Pensionsalter (in vielen an-
deren EU-Staaten verhält sich dies 
ähnlich). In Anbetracht dieser Situation 
muss die Zielsetzung vielmehr sein, 
die Kluft zwischen faktischem und ge-
setzlichem Pensionsalter zu reduzieren, 
was auch im Einklang mit den Bad Is-
chler Beschlüssen der österreichischen 
Sozialpartner von 2011 und 2012 steht. 
Um dies zu ermöglichen,  müssen ua 
alternsgerechte Arbeitsbedingungen, 
ein verbesserter Gesundheitsschutz, 
ein Ausbau der Rehabilitations- und 
Umschulungsmöglichkeiten für ge-
sundheitlich beeinträchtige Arbeitneh-
merInnen und die verstärkte Einbin-
dung älterer ArbeitnehmerInnen in die 
betriebliche Weiterbildung im Vorder-
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grund stehen. Die beste Strategie, um 
die langfristige Finanzierung hochwerti-
ger Systeme der sozialen Sicherheit zu 
gewährleisten, ist eine möglichst gute 
Erwerbsintegration der Menschen im 
Erwerbsalter und zwar in allen Alters-
gruppen.

Im Bereich der Steuerpolitik wird der 
Vorschlag zu einer Verlagerung der 
Abgabenlast auf weniger wachstums- 
und beschäftigungsfeindliche Steuern 
und einer „gerechte[n] Umverteilung“ 
von der BAK begrüßt. In diesem Sin-
ne unterstützen wir die Empfehlung zu 
einer deutlichen Reduktion der Be-
steuerung des Faktors Arbeit, gerade 
in Mitgliedstaaten, in denen diese ver-
gleichsweise hoch ist. Allerdings muss 
im Sinne der Verteilungsgerechtigkeit 
darauf geachtet werden, dass im Ge-
genzug angehobene Steuern nicht zu-
lasten von Bevölkerungsgruppen mit 
niedrigem Einkommen erfolgen. Auf 
eine Anhebung regressiv wirkender 
Verbrauchsteuern muss daher verzich-
tet werden. In diesem Zusammenhang 
kritisieren wir, dass die Mehrwertsteuer 
in zahlreichen Mitgliedstaaten ange-
hoben wurde. Bei Umweltsteuern ist 
zudem auf die soziale Ausgewogen-
heit in der Ausgestaltung zu achten. 
Die Notwendigkeit einer EU-weit koor-
dinierten Anhebung besteht jedenfalls 
bei vermögensbezogenen Steuern, 
die im Jahreswachstumsbericht mit 
Ausnahme der Grundsteuer nicht an-
gesprochen werden. Eine koordinierte 
Vorgehensweise auf EU-Ebene ist aus 
mehreren Gründen sinnvoll. Vermö-
gensbezogene Steuern zählen zu den 
Steuern mit den geringsten negativen 
Effekten hinsichtlich Wachstum und 
Beschäftigung und sorgen zudem für 
mehr Verteilungsgerechtigkeit. Neben 
den massiven Deregulierungsmaßnah-

men auf den Finanzmärkten in den letz-
ten Jahren hat auch die immer stärker 
werdende Ungleichverteilung der Ver-
mögen einen wesentlichen Anteil am 
Ausbruch der Finanzkrise im Jahr 2008.

Die BAK begrüßt daher auch die Eini-
gung von elf Mitgliedstaaten, eine ge-
meinsame Finanztransaktionssteuer 
einführen zu wollen. Mit dem Beschluss 
des ECOFIN vom 22. Jänner 2013 ist der 
Weg zur Einführung einer gemeinsa-
men Finanztransaktionssteuer im Wege 
der verstärkten Zusammenarbeit nun 
endgültig frei. Bei der Umsetzung ist al-
lerdings auch besonderes Augenmerk 
darauf zu legen, dass Umgehungs-
möglichkeiten ausgeschlossen wer-
den, denn nur so kann sichergestellt 
werden, dass den Mitgliedstaaten, die 
die Finanztransaktionssteuer einfüh-
ren wollen, auch die entsprechenden 
Steuereinnahmen zufließen und dass 
auch jene Transaktionen, die keinen 
realwirtschaftlichen Nutzen haben, ein-
gedämmt werden. Mittel- bis langfristig 
sollte aber eine Finanztransaktionssteu-
er in der gesamten EU das Ziel sein.

Im Jahreswachstumsbericht wird auch 
auf die Notwendigkeit der Bekämp-
fung von Steuerbetrug hingewiesen. 
Das ist jedenfalls zu begrüßen, da 
laut Schätzungen den Mitgliedstaaten 
jährlich rund eine Billion Euro an Steu-
ereinnahmen wegen Steuerbetrugs 
und Steuerhinterziehung verloren ge-
hen. Wirkungsvoll bekämpfen kann 
man das nur mit einer koordinierten 
Vorgehensweise auf gesamteuropä-
ischer Ebene. Neben Maßnahmen, die 
die Mitgliedstaaten im Wesentlichen 
auf einzelstaatlicher Ebene einführen 
müssen (Ausstattung der Finanzver-
waltungen mit ausreichenden Ressour-
cen, Einführung entsprechender Anti-
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Missbrauchsbestimmungen, die auch 
angewendet werden etc) sind auch 
entsprechende Maßnahmen auf Ge-
meinschaftsebene zu setzen (stärkere 
grenzüberschreitende Zusammenar-
beit der Steuerbehörden bei komplexen 
grenzüberschreitenden Betrugsfällen, 
automatischer Informationsaustausch, 
gemeinsame Vorgehensweise ge-
gen Steueroasen etc). Eng verbunden 
mit dem Thema Steuerhinterziehung, 
aber im Jahreswachstumsbericht völ-
lig ausgeklammert, ist der schädliche 
Steuerwettbewerb im Bereich der Un-
ternehmensbesteuerung. Um diesen 
wirkungsvoll einzudämmen, braucht 
es die Einführung einer gemeinsamen 
konsolidierten Körperschaftsteuer-Be-
messungsgrundlage, die für grenzüber-
schreitende Unternehmen verpflichtend 
zur Anwendung kommen muss, sowie 
eines Mindeststeuersatzes.

2) Wiederherstellung einer normalen 
Kreditvergabe an die Wirtschaft

In Bezug auf das Kapitel bezüglich der 
Wiederherstellung einer normalen Kre-
ditvergabe an die Wirtschaft ist zu be-
achten, dass das schwache Wachstum 
bei Unternehmenskrediten nicht nur 
angebots-, sondern auch nachfrage-
seitigen Faktoren geschuldet ist. So ist 
beispielsweise die Liquiditätsausstat-
tung des österreichischen Unterneh-
menssektors laut Sektorkonten der VGR 
und der gesamtwirtschaftlichen Finan-
zierungsrechnung so hoch, dass ge-
messen am durchschnittlichen Investi-
tionsvolumen Liquidität für Investitionen 
über mehr als fünf Quartale vorhanden 
ist. Das schwache Kreditwachstum 
deutet daher vor allem auch auf zu-
rückhaltende Investitionsneigung auf-
grund geringer Absatzerwartungen 

hin. Nachfrageseitige Maßnahmen und 
vor allem eine entsprechende Rück-
sichtnahme bei den Konsolidierungs-
maßnahmen öffentlicher Budgets sind 
daher mindestens ebenso wichtig für 
die Wiederbelebung von Investitionen 
wie die eher punktuell bestehenden 
angebotsseitigen Beschränkungen bei 
der Kreditversorgung.

Bei einer allfälligen Rekapitalisierung 
von Kreditinstituten über den ESM ist 
klarzustellen, dass sich allfällige Aufla-
gen auf den Finanzsektor zu beziehen 
haben und nicht auf die Gebarung des 
Staates. Schieflagen bei Kreditinstitu-
ten dürfen nicht zu Eingriffen in Sozi-
alsysteme oder in die Tarifautonomie 
führen können. Des Weiteren ist darauf 
zu achten, dass es eine strikte Bedin-
gung geben muss, dass es ein „bail-
out“ (Rekapitalisierung) nicht ohne ein 
vorheriges „bail-in“ (Beteiligung von 
EigentümerInnen und GläubigerInnen) 
geben darf. Ein Restrukturierungs- und 
-abwicklungsrecht für Finanzinstitutio-
nen ist entsprechend mit hoher Priorität 
auf europäischer und nationaler Ebene 
voranzutreiben.

Im Zusammenhang mit der „Förderung 
neuer Kapitalquellen“ warnt die BAK 
davor, dass dies (zum Beispiel bei Kre-
ditvergaben zwischen Unternehmen) 
als Vehikel zur Umgehung der Regu-
lierung der Kreditvergabe durch Ban-
ken genutzt werden kann, und Unter-
nehmen wie Schattenbanken agieren 
könnten.

Bei der Erweiterung der Möglichkeiten 
der Begebung von Unternehmensan-
leihen und Vereinfachung des Zugangs 
zu Risikokapital ist ebenfalls darauf zu 
achten, dass dadurch nicht Schatten-
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banken gefördert werden und Min-
destnormen etwa zur Transparenz und 
des Risikomanagements untergraben 
werden. Gerade die Verbriefung von 
Forderungen und der sorglose Umgang 
durch den Auseinanderfall von Risiko-
prüfung und Risikotragung haben we-
sentlich zur Entstehung der Finanzkrise 
beigetragen. Es wäre allenfalls vorstell-
bar, Hilfestellungen bei der Prospekter-
stellung zu gewähren.

3) Förderung von Wachstum und 
Wettbewerbsfähigkeit 

Allgemein ist nochmals zu betonen, 
dass die einseitige angebotsseitige 
neoliberale Orientierung der europä-
ischen Wirtschaftspolitik zum Schei-
tern verurteilt ist bzw nicht in der Lage 
ist, den 26 Mio Arbeitslosen in der EU 
eine Perspektive zu bieten. Die obses-
sive Wettbewerbsorientierung7 ver-
deckt einerseits, dass die EU insgesamt 
knapp 90% seiner Waren und Dienst-
leistungsproduktion am europäischen 
Binnenmarkt absetzt und daher von 
dessen Nachfrageentwicklung ab-
hängt, und andererseits, dass Wettbe-
werbsfähigkeit ein relatives Konzept 
ist, daher eine Verbesserung in einem 
Mitgliedstaat zu einer Verschlechterung 
aller anderen Mitgliedstaaten führt. Der 
„Erfolg“ dieses Konzepts manifestiert 
sich dann auch in schrumpfenden Wirt-
schaftsleistungen in den reformfreudi-
gen Mitgliedstaaten, da die steigenden 
Exporte die negativen Effekte der Struk-
turreformen vor allem auf die Lohnsum-
me – und damit die Binnennachfrage 
– nicht kompensieren können.
Darüber hinaus ist anzumerken, dass 

7  Eine ausführlichere Kritik findet 
sich beispielsweise bei Feigl/Zucker-
stätter (2012): Wettberwerbs(des)orien-
tierung, http://wien.arbeiterkammer.
at/bilder/d181/MWUG_117.pdf

eine wirksame angebotsorientierte 
Wirtschaftspolitik auf öffentliche Mittel 
angewiesen wäre – und damit zwangs-
läufig in Widerspruch zur obersten Prio-
rität der EU, nämlich der Haushaltskür-
zungen um jeden Preis, kommen muss. 

Der Aufforderung der Kommission, In-
novationen und neue Technologien 
zu fördern und öffentliche und private 
Investitionen in Forschung und Entwick-
lung zu intensivieren, wird zugestimmt, 
allerdings müssen in manchen Län-
dern, wie zB Österreich, die privaten 
Investitionen überproportional steigen, 
da der Anteil der öffentlichen Hand an 
der Finanzierung der F&E-Ausgaben 
in Österreich mit über 39% deutlich zu 
hoch ist (das EU-Ziel liegt bei maximal 
einem Drittel).

Die Kommission spricht sich zudem für 
eine Abschaffung von speziellen Hin-
dernissen für Tätigkeiten in arbeitsin-
tensiven Sektoren (wie ua Baugewer-
be, Tourismus etc) aus. In Anbetracht 
der allgemeinen Stoßrichtung des 
Jahreswachstumsberichts sehen wir in 
dieser Formulierung bereits die Emp-
fehlung einer Senkung des Arbeitneh-
merInnenschutzes, was wir kategorisch 
ablehnen. Besonders in diesen Berei-
chen mit oftmals schlechten Arbeitsbe-
dingungen muss der ArbeitnehmerIn-
nenschutz ausgebaut werden.

Der Vorschlag der Kommission, ein 
allmähliches Auslaufen regulierter En-
ergiepreise umzusetzen, wird von uns 
strikt abgelehnt. Die Entscheidung, ob 
Energiepreise reguliert werden, soll 
den Mitgliedstaaten vorbehalten blei-
ben.
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Eine weitere Liberalisierung des Schie-
nenpersonenverkehrs wird entschie-
den abgelehnt. Erstens sind die Wachs-
tums- und Beschäftigungseffekte be-
stenfalls wenig relevant, und zweitens 
gibt es keinen positiven Zusammen-
hang zwischen Liberalisierung und 
Streuung der Marktanteile, der Qualität 
der Bahnen oder zufriedenen Kunden. 
Vielmehr zeigen die bisherigen Bei-
spiele, dass nicht liberalisierte Bahnen 
(etwa in der Schweiz) den liberalisierten 
bei weitem überlegen sind. Die derzeit 
gegebene Wahlmöglichkeit der Mit-
gliedstaaten, ob sie Schienenverkehre 
gemäß PSO-VO direkt vergeben oder 
ausschreiben, muss erhalten bleiben.

Die bisherigen Analysen der Kommis-
sion zum Straßengüterverkehrsmarkt 
und insbesondere ihre Vorschläge zur 
Kabotage, das heißt zum Erbringen von 
Transportdienstleistungen innerhalb 
eines Mitgliedstaates durch AnbieterIn-
nen aus anderen Mitgliedstaaten, sind 
aus verkehrspolitischer Sicht äußerst 
widersprüchlich und völlig inakzepta-
bel: Aufgrund der sehr unterschiedli-
chen Sozial- und Entlohnungsniveaus 
in den EU-Mitgliedstaaten versuchen 
UnternehmerInnen aus Ländern mit 
strengen ArbeitnehmerInnenschutz-
bestimmungen und hohen Mindest-
löhnen, ihre ArbeitnehmerInnen durch 
Arbeitskräfte aus Ländern mit weniger 
hohen Sozialstandards zu ersetzen – es 
kommt zu Sozialdumping. Die Kabo-
tagebestimmungen dürfen daher nicht 
weiter liberalisiert werden, solange es 
keine Angleichung der Sozialstandards 
gibt. 

4) Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
und Bewältigung der sozialen Folgen 
der Krise

Der Befund über das besorgniserre-
gende Ausmaß der Arbeitslosigkeit 
und die sozialen Folgen der Krise im 
Jahreswachstumsbericht wird weitge-
hend geteilt. Die Arbeitslosigkeit steigt 
besorgniserregend, und es besteht die 
Gefahr, dass die Arbeitslosigkeit einen 
zunehmend strukturellen Charakter 
annimmt. Armut und soziale Ausgren-
zung nehmen zu, und der Druck auf 
die Sozialschutzsysteme beeinträchtigt 
auch deren Leistungsfähigkeit.

Mit großer Besorgnis bemerken wir, 
dass zentrale Politikempfehlungen der 
Kommission jedoch der gänzlich fehl-
geleiteten Schlussfolgerung entspre-
chen, wonach in erster Linie mangeln-
de Flexibilität auf den Arbeitsmärkten 
für die schlechte Beschäftigungslage 
verantwortlich wäre. Damit ignoriert 
die Kommission die Tatsache, dass die 
hohe Arbeitslosigkeit eine Folge der 
Wirtschaftskrise sowie der verfehlten 
Krisenpolitik darstellt. Zudem igno-
riert sie die tatsächliche Entwicklung 
in Ländern wie Spanien, wo sich der 
Beschäftigungsrückgang 2012 gerade 
nach dem Abbau von Arbeitsmarkt-
standards beschleunigt hat.

Entschieden abgelehnt werden von uns 
daher jene Empfehlungen der Kommis-
sion, die auf eine weitere Deregulie-
rung des Arbeitsmarktes abzielen:

•	 Mit Nachdruck abzulehnen sind 
die als „ambitionierte Reformen“ 
lobend erwähnten Maßnahmen 
zur Verschlechterung von Arbeits-
verträgen zulasten von Arbeitneh-
merInnen. Die Reduktion von Ab-
fertigungen bei Beendigungen, die 
Flexibilisierung (bzw Aufweichung) 
der Lohngestaltung und das Aus-
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scheren aus Branchenkollektivver-
trägen führen nicht nur zu einer 
Schwächung von ArbeitnehmerIn-
nenrechten und der Arbeitneh-
merInnenvertretung, die vehement 
abzulehnen ist, sondern vor allem 
auch zu einer Verschlechterung 
der Einkommenssituation von Ar-
beitnehmerInnen. Völlig vergessen 
wird hierbei, dass die Entwicklung 
der Wirtschaft auch ganz massiv 
von der jeweiligen Binnennachfra-
ge abhängig ist, die durch solche 
Maßnahmen  geschwächt wird. 
Diese Vorschläge sind daher nicht 
nur aus ArbeitnehmerInnensicht, 
sondern auch aus volkswirtschaft-
lichen Gründen kurzsichtig und ve-
hement abzulehnen.

•	 Der Hinweis, dass die Arbeitslo-
senunterstützungen daraufhin 
untersucht werden sollen, ob die 
Anspruchsvoraussetzungen und 
die Höhe einer raschen Wiederauf-
nahme einer Beschäftigung nicht 
im Wege stehen, geht völlig am 
tatsächlichen Problem vorbei. Tat-
sächlich gibt es einen Mangel an 
Arbeitsplätzen, der durch schärfere 
Zumutbarkeitsbestimmungen für 
die Annahme einer Beschäftigung 
wohl kaum behoben werden kann. 
Es geht vielmehr darum, ausrei-
chend Beschäftigungsmöglichkei-
ten zu schaffen und die Bedingun-
gen für die Leistung einer Arbeitslo-
senunterstützung so zu gestalten, 
dass Zeiten der Beschäftigungslo-
sigkeit nicht direkt in die Armuts-
falle führen, sondern Menschen 
in ihrer Suche nach einer neuen 
Arbeitsstelle wirksam unterstützt 
werden.

•	 Ein Abbau der Unterschiede beim 
Beschäftigungsschutz für ver-
schiedene Arten von Arbeitsver-
trägen, wie im Bericht gefordert, 
kann aus Sicht der Kommission nur 
eine Harmonisierung auf niedrig-
stem Niveau bedeuten, was wir 
klar ablehnen. Besonders in Zeiten 
zunehmender Arbeitslosigkeit und 
sozialer Ausgrenzung ist Sicherheit 
im Job von zentraler Bedeutung. Ein 
Abbau beim Beschäftigungsschutz 
führt zur Erhöhung der Arbeitslosig-
keit und der sozialen Ausgrenzung 
bei den unmittelbar Betroffenen. 
Bei ArbeitnehmerInnen, die vom 
Beschäftigungsabbau nicht un-
mittelbar betroffen sind, führt ein 
verminderter Kündigungsschutz 
teilweise zu Demotivation und 
psychischen Folgen, die negative 
Auswirkungen auf die Produktivität 
haben.

•	 Auch die angeführte Aufweichung 
der Lohnfindung mit dem offen-
sichtlichen Ziel, die Gewerkschaf-
ten zu schwächen und die Löhne 
zu senken, ist sowohl aus sozialer 
als auch aus ökonomischer Sicht 
entschieden abzulehnen. Lohn-
bildungssysteme fallen in die Zu-
ständigkeit der Sozialpartner, in 
deren Autonomie keinesfalls ein-
gegriffen werden darf, und werden 
auf nationaler Ebene geregelt. Die 
Kommission ist angehalten, die Di-
versität nationaler Lohnfindungssy-
steme zu respektieren.

•	 Auch der impliziten Empfehlung, 
Massenentlassungen zu erleich-
tern, kann keinesfalls zugestimmt 
werden. Die Erfahrungen von Mit-
gliedstaaten wie Österreich oder 
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Deutschland 2009/2010 haben ge-
zeigt, dass gerade in wirtschaftlich 
schwierigen Zeiten der Erhalt des 
Personals ein wesentlicher Faktor 
für die Unternehmen ist, um mög-
lichst schnell wieder aus der Krise 
herauszufinden. Das Modell der 
Kurzarbeit erwies sich für Mitar-
beiterInnen und Unternehmen als 
effektiv, da dadurch bei neuen Auf-
trägen unmittelbar auf eine quali-
fizierte Belegschaft zurückgegriffen 
werden konnte. Hier war einer der 
Erfolgsfaktoren in Österreich die 
intensive und verpflichtende Ein-
beziehung der betrieblichen und 
überbetrieblichen Sozialpartner. 
Die BAK empfiehlt daher, diesen 
Weg beizubehalten und hier einen 
ausreichenden „Good practice“-
Austausch zu gewährleisten.

•	 Für den Fall, dass trotz des Einsat-
zes aller arbeitsmarktpolitischen 
Kriseninterventionen Kündigungen 
bzw Massenentlassungen unver-
meidlich sind, ist die Unterstützung 
der gekündigten ArbeitnehmerIn-
nen bei der Wiedereingliederung in 
den Arbeitsmarkt von besonderer 
Bedeutung. Derzeit gibt es noch 
die Möglichkeit, dafür zusätzliche 
europäische  Mittel aus dem Glo-
balisierungsfonds zu erhalten. 
Dieser Fonds als wichtiges Instru-
ment für ArbeitnehmerInnen, die 
ihre Beschäftigung verloren haben, 
wird derzeit offensichtlich generell 
in Frage gestellt und seine De fac-
to-Umwidmung in einen weiteren 
Landwirtschaftsfonds diskutiert. Die 
Bundesarbeitskammer spricht sich 
vehement für den Erhalt und eine 
ausreichende Dotierung des Glo-
balisierungsfonds für die Anliegen 

von ArbeitnehmerInnen und ge-
gen eine Widmung eines Großteils 
seiner Mittel für die Landwirtschaft 
aus.

Anderen Empfehlungen zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit kann teilweise 
gefolgt werden:

•	 Die Empfehlung des Erhalts und 
Ausbaus einer effizienten und lei-
stungsfähigen Arbeitsvermittlung 
wird begrüßt. Im europäischen 
Vergleich hat Österreich eine der 
besten öffentlichen Arbeitsvermitt-
lungen. Eines der Erfolgskriterien 
ist die intensive Einbeziehung der 
Sozialpartnerorganisationen, wo-
durch ein ausgewogener Inter-
essensausgleich aller relevanten 
Gruppen gewährleistet werden 
kann. Dies hat sich in den letzten 
Jahren in Österreich als besonders 
erfolgreiches Mittel zur Entwick-
lung und Umsetzung einer effekti-
ven Arbeitsmarktpolitik erwiesen.  
 
Auch die Empfehlung des ver-
stärkten Einsatzes individueller 
Betreuung von Arbeitsuchenden 
wird begrüßt. In Österreich werden 
solche Modelle, die Elemente des 
Case Management enthalten, pilo-
tiert und in Zukunft speziell für ar-
beitsmarktferne Personengruppen 
verstärkt eingesetzt.

•	 Ausdrücklich unterstützt wird auch 
die Empfehlung des verstärkten 
Einsatzes von Maßnahmen der ak-
tiven Arbeitsmarktpolitik wie Aus-
bildungsmaßnahmen für Arbeitslo-
se oder Mobilitätsförderungen. So-
wohl fundierte Erstausbildungen 
als auch Weiterbildungen bzw 
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Umschulungen in andere Berufe 
für den Fall, dass eine Beschäfti-
gung im ersterlernten Beruf nicht 
mehr wahrscheinlich oder etwa 
aus gesundheitlichen Gründen 
nicht mehr möglich ist, sind voran-
zutreiben und auszubauen.

•	 Die Steigerung der Erwerbsbetei-
ligung insbesondere von Frauen 
gehört zu den wichtigsten Heraus-
forderungen des europäischen Ar-
beitsmarktes. Die Empfehlung der 
Kommission, den Ausbau von Kin-
derbetreuungseinrichtungen vor-
anzutreiben, wird von uns geteilt 
und ausdrücklich unterstützt. Nicht 
geteilt wird allerdings die pauscha-
le Zuschreibung der Kommission, 
dass dies vor allem die Beteiligung 
am Erwerbsleben von Zweitverdie-
nerInnen begünstigen würde. Ge-
nerell ist zu kritisieren, dass Emp-
fehlungen zur Gleichstellung von 
Frauen und Männern am Arbeits-
markt im Jahreswachstumsbericht 
fehlen.

•	 Der Vorschlag der Kommission, die 
Neueinstellung von am Arbeits-
markt benachteiligten Gruppen 
zu subventionieren, ist ein ar-
beitsmarktpolitisches Instrument, 
das in Österreich bereits seit vie-
len Jahren angewandt wird. Eva-
luierungen bescheinigen dieser 
Förderung auch positive Effekte, 
wenn die Zielgruppe der Arbeitsu-
chenden klar und restriktiv auf Per-
sonen, deren Reintegration in den 
Arbeitsmarkt besonders schwierig 
ist, eingegrenzt wird. Bereits unter 
diesen in Österreich weitestgehend 
umgesetzten Prämissen betragen 
die Mitnahmeeffekte jedoch 50%. 
Sinnvoll ist der Einsatz der Lohn-

kostenförderung daher nur, wenn 
es nicht zu einem generellen För-
deransatz des Niedriglohnsektors 
wird, sondern die Arbeitsuchenden 
im Mittelpunkt der Förderung ste-
hen und auch ausreichende Kon-
trollmechanismen vorhanden sind. 
Ein weiterer Ausbau der Lohnko-
stensubventionen erscheint daher 
nicht zweckmäßig.

Zudem fehlt im Jahreswachstumsbe-
richt jegliche Zielsetzung, die Quali-
tät der Beschäftigung zu verbessern. 
Qualitätsziele (zB Einkommensniveau, 
rechtliche Absicherung, Möglichkei-
ten zur Weiterentwicklung, Arbeitneh-
merInnenmitwirkung) sollten jedoch 
zumindest gleichrangig neben Quanti-
tätszielen stehen.

Angesichts der drastisch gestiegenen 
Beschäftigungslosigkeit junger Men-
schen muss es ein vorrangiges Ziel der 
Europäischen Union sein, die Jugend-
arbeitslosigkeit in Europa deutlich zu 
senken und Jugendlichen die Möglich-
keit zu geben, eine Erstausbildung ab-
zuschließen und damit die Grundlage 
für einen dauerhaften Einstieg in den 
Arbeitsmarkt zu schaffen. Gerade das 
österreichische Beispiel zeigt, dass die 
duale Ausbildung – die auch im Jahres-
wachstumsbericht erneut als Empfeh-
lung angeführt wird –  ein erfolgreicher 
Weg in den Arbeitsmarkt sein kann. 
Wesentlich ist jedoch, dass für jene, die 
keinen Ausbildungsplatz im Betrieb be-
kommen, ausreichende und adäquate 
Alternativen zur Verfügung stehen. Aus 
unserer Sicht ist die Festlegung eines 
allgemeinen messbaren EU-Ziels zur 
Senkung der Jugendarbeitslosigkeit so-
wie die Verpflichtung zu einer Jugend-
garantie sinnvoll.
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•	 Die Einführung von Jugendgaran-
tiesystemen ist daher absolut po-
sitiv und unterstützenswert. Han-
delt es sich dabei jedoch weiterhin 
lediglich um eine Empfehlung, die 
es letztlich den Mitgliedstaaten 
überlässt, ob sie tatsächliche Initia-
tiven setzen, ist eine durchgängige 
Umsetzung mehr als zweifelhaft. 
Darüber hinaus ist die ausreichen-
de Finanzierung der Ausbildungs-
garantie nicht gewährleistet. An-
gesprochen wird in der Mitteilung 
lediglich der ESF als alleiniges eu-
ropäisches Kofinanzierungsinstru-
ment. Die budgetäre Ausstattung 
des ESF reicht jedoch nicht aus, um 
all diese Erwartungen erfüllen zu 
können.

Daher ist neben der verbindlicheren 
Verankerung inhaltlicher Ziele, die zur 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosig-
keit verfolgt werden müssen, auch der 
strukturelle sowie der finanzielle Rah-
men zu schaffen. Die BAK fordert da-
her, dass im kommenden mehrjährigen 
Finanzrahmen jedenfalls zusätzliche 
Mittel von 40 Mrd Euro zur Bekämpfung 
der Jugendarbeitslosigkeit im Rahmen 
einer deutlichen Aufstockung des ESF 
bzw der Schaffung eines eigenen Ju-
gendbeschäftigungsfonds bereitge-
stellt werden.

•	 Als weitere Maßnahme zur Be-
kämpfung der Jugendarbeitslosig-
keit führt die Kommission Praktika 
an. Diese sind allerdings aus un-
serer Sicht derzeit nur sehr bedingt 
geeignet, einen tatsächlichen Bei-
trag zur Bekämpfung der Jugend-
beschäftigungslosigkeit zu leisten, 
da hierbei oft die günstige und un-
verbindlich zur Verfügung gestellte 

Arbeitskraft im Zentrum steht und 
nicht eine hochwertige praktische 
Ergänzung einer theoretischen 
Ausbildung. Das Vorhaben der 
Kommission, einen Qualitätsrah-
men für Praktika zu definieren, ist 
daher von besonderer Bedeutung.

•	 Auch die Absicht, Jugendliche 
verstärkt durch Unternehmens-
gründungen in den Arbeitsmarkt 
zu integrieren, ist nur in sehr ein-
geschränktem Ausmaß realistisch 
und wünschenswert. Gerade vor-
schnelle Unternehmensgründun-
gen führen oft zur Überschuldung 
und sogar zu Existenzvernichtun-
gen.

•	 In Bezug auf die Ausführungen zur 
Bildung ist es unserer Ansicht nach 
wesentlich, dass die Bildungssy-
steme national und grenzüber-
schreitend durchlässiger und ge-
genseitige Anrechnungen und die 
Anerkennung von Kompetenzen 
die Regel werden.

Die im Abschnitt „Förderung der so-
zialen Eingliederung und Armutsbe-
kämpfung“ geforderten Maßnahmen 
sind aus unserer Sicht prinzipiell zu 
begrüßen. Zu beachten dabei ist aber 
jedenfalls, dass 
•	 es nicht bei Lippenbekenntnissen 

bleibt, sondern die notwendigen 
finanziellen Mittel bereitgestellt 
werden, 

•	 eine gemeinsame Anlaufstelle für 
Sozialhilfeleistungen (in Österreich 
Leistungen der bedarfsorientierten 
Mindestsicherung) und Aktivie-
rungsmaßnahmen die ernsthafte 
politische Bereitschaft aller betei-
ligten Gruppen (in Österreich vor 

www.akeuropa.eu


www.akeuropa.eu Jahreswachstumsbericht 2013 18

allem von Bund und Ländern) er-
fordert und 

•	 ein Zurückfahren der Maßnah-
men zur Förderung von sozialer 
Eingliederung und Armutsbe-
kämpfung nach dem Ende der 
Wirtschaftskrise keinesfalls un-
terstützt werden kann, nicht zu-
letzt weil aufgrund des Drucks der 
Austeritätsmaßnahmen in den 
meisten europäischen Ländern die 
sozialen Sicherungssysteme in den 
letzten Jahren bereits massiv zu-
rückgefahren worden sind.

Die Maßnahmen zur Armutsbekämp-
fung sind aus Sicht der BAK insgesamt 
jedoch nicht ausreichend, da ein ein-
deutiges Bekenntnis zu einer egalitäre-
ren Verteilungspolitik fehlt.

5) Modernisierung der Verwaltung

Die Grundidee, den Regulierungsrah-
men für Unternehmen zu vereinfachen, 
darf nicht dazu führen, dass Arbeit-
nehmerInnenschutzbestimmungen, 
welche ja auch einen gewissen Ver-
waltungsaufwand für Unternehmen 
nach sich ziehen, abgeschafft oder 
verschlechtert werden. Ebenso darf der 
Nutzen oder Schutzzweck von Informa-
tionsverpflichtungen nicht missachtet 
werden, da gerade für das Funktionie-
ren des Binnenmarkts die hohe Qua-
lität und Quantität von Informationen 
unerlässlich ist – insbesondere für Ar-
beitnehmerInnen und KonsumentIn-
nen. Eine überhastete Streichung von 
Regulierungen unter dem Deckman-
tel der Verwaltungsvereinfachung bei 
Nichtbeachtung ihres Zwecks sollte 
vermieden werden. Auch alternative 
Streitbeilegungsverfahren dürfen nicht 
so ausgestaltet werden, dass das na-
tionale Rechtssystem dadurch unter-
graben wird.

In Bezug auf die öffentliche Auftrags-
vergabe tritt die BAK für einen Para-
digmenwechsel ein und fordert, dass 
soziale, ökologische und qualitative 
Erwägungen vermehrt Eingang in die 
Beschaffungsprozesse finden. Denn 
das Vergaberecht ist nicht nur ein In-
strument, welches faire Bedingungen 
für alle potentiellen BieterInnen schaf-
fen soll, sondern auch ein Gestaltungs-
instrument für die öffentliche Hand. 
Schließlich geht es um den Einsatz von 
Steuermitteln – der öffentlichen Hand 
kommt bei ihrem Einkaufsverhalten 
somit eine Vorbildfunktion zu. Vorran-
gig wären hier ua die verpflichtende 
Durchsetzung der Kollektivverträge und 
der Ausschluss von Unternehmen, die 
in der Vergangenheit regelmäßig ge-
gen das Arbeitsrecht verstoßen haben, 
vorzusehen sowie die Sub-Auftragsver-
gabe zu beschränken. Die BAK spricht 
sich gegen den aktuellen Vorschlag 
betreffend eine Konzessionsrichtli-
nie aus, welche auch im Bereich der 
Dienstleistungen der Daseinsvorsorge, 
ua der Wasserversorgung, zur Anwen-
dung kommen würde.
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Für weitere Fragen steht Ihnen gerne 

Nikolai Soukup
Tel: + 43 (0) 1 501 65 2159
nikolai.soukup@akwien.at

sowie

Georg Feigl
Tel: + 43 (0) 1 501 65 2636
georg.feigl@akwien.at

und

Amir Ghoreishi
(in unserem Brüsseler Büro)
T +32 (0) 2 230 62 54  
amir.ghoreishi@akeuropa.eu

zur Verfügung.
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